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W i e d  s i d i  d i e  f c a m ö s i s d i e  W u t s d i a f t s p o L i t i k  ä n d e r n ?

Drei Interviews m it französischen Wirtschaftlern

D ie im Juni erfolgte Neuwahl des französischen 
Parlam entes veranlaßt alle Parteien und W irt- 

sdiaftsgruppen, ihre W irtschaftspolitik zu überdenken 
und mehr oder weniger einheitUche und klare Pro­
gramme für die nächste Zukunft aufzustellen. Es ist zu 
früh, um auch nur ungefähr vorauszusehen, in welcher 
W eise die Verschiebung des politischen Schwer­
gewichtes nach der M itte und nach der konservativen 
Rechten hin die zukünftige WirtschaftspoUtik des 
Landes beeinflußt, zumal auch in der Vergangenheit 
sich keine klare Linie herausarbeiten ließ. Man muß 
sich daher zunächst mit allgemeinen Dberblicfcen be­
gnügen. Die drei folgenden Interviews mit autori­
sierten Sprechern der Gewerkschaftsbewegung, der 
Landwirtschaft und der Unternehmer wollen in diesem 
Sinne verstanden werden.

Das erste Interview  wurde unserem Pariser Mit­
arbeiter von M a u r i c e  B o u l a d o u x ,  General­
sekretär des Christlichen Gewerkschaftsverbandes 
{Confédération Française des Travailleurs Chrétiens) 
gewährt, d. h. von der zur Zeit einflußreichsten und 
bedeutendsten nichtkommunistischen französischen 
Gewerkschaftsgruppe, das zweite von P h i l i p p e  
L a m o u r , Generalsekretär des die gesamte Bauern­
schaft erfassenden Landwirtschaftsverbandes (Confé­
dération Générale de l’Agriculture) und das dritte 
schließlich von G e o r g e s  V i l l i e r s ,  Präsident des 
französischen Unternehmerverbandes (Conseil National 
du Patronat Français). Diese Äußerungen verantw ort­
licher W irtschaftler zeigen, wie stark das Moment der 
wirtschaftlichen Sicherung auch für alle künftigen 
intereuropäischen Gespräche bestimmend sein wird.

In terview  m it dem  G eneralsekretär d er  Christi. Gewerkschaften
Frage : Halten Sie eine wirtschaßspoli- 
tische Wendung fllr möglich? 
A ntw ort:  Ein Land, das seinen 
W iederaufbau fortsetzen muß, das 
seine wirtschaftliche Ausrüstung 
fertigstellen soll und das außerdem 
die Lasten seiner Verteidigung zu 
tragen hat, kann nicht ohne w eite­
res den Liberalismus hinnehmen. 
Diese Tatsache ist so unbestreitbar, 
daß selbst in den USA., die man 
uns als M usterbeispiel des Libera­
lismus hinstellt, der Staat mit 
Energie alle Kommandohebel der 
W irtschaft in die Hand genommen 
hat. W ir haben alle Veranlassung 
zu glauben, daß die „liberalistische 
Welle", die man uns in Aussicht 
stellt, nichts anderes ist als eine 
besonders gegen die V erstaat­
lichungen und die soziale Sicherheit 
gerichtete „reaktionäre Welle". W ir 
erachten jedoch die Verstaatlichun­
gen und die soziale Sicherheit als 
zwei wesentliche Errungenschaften, 
die w ir mit all unseren Kräften 
verteidigen werden.
Frage: Wie stellen Sie sich die weitere 
wirtschafispolitische Entwicklung vor? 
A ntw ort: W ir glauben an den W ert 
einer wirtschaftlichen und berufs­
mäßigen Organisation, innerhalb

der die repräsentativen V ertretun­
gen der großen Interessengruppen 
frei handeln und die der Staat nur 
soweit beeinflußt, wie es für die 
allgemeine W irtschaftspolitik und 
für die Bewahrung des Gemein­
wohles erforderlich ist, in Verteidi­
gung gegen etwaige immoralische 
Zusammenschlüsse zu Ungunsten 
des gesamten Volkes. Diese pari­
tätische Berufsorganisation, in der 
teilTAfeise auch die Verbraucher zu 
W orte kommen sollen, hat nichts 
gemein mit dem faschistischen Kor­
porativismus. Sie hat ihre Grund­
lage in der Vereinsfreiheit und in 
dem Recht auf eine frei ausge­
w ählte V ertretung und W illens- 
gebung.

Frage: Bejaht Ihre Organisation den 
Schumanplan?
A ntw ort: W ir begrüßen jede euro­
päische Marktvereinheitlichung, 
müssen jedoch an die Verteidigung 
der sozialen Interessen unserer Mit­
glieder denken. Die Vollbeschäfti­
gung ist auf jeden Fall zu gewähr­
leisten, ebenso wie die Aufrecht­
erhaltung des teilweise fortschritt­
licheren französischen Sozialver­
sicherungssystems. W ir kennen die 
in dieser Beziehung innerhalb der

Arbeiterschaft über jede politische 
Beeinflussung bestehenden Befürch­
tungen. Es entspricht dem allge­
meinen Interesse, sie in positivem 
Sinne zu entkräften. Außerdem 
wünschen wir innerhalb der zu 
schaffenden europäischen Einrich­
tungen ein tatsächliches Mitbestim­
mungsrecht für die Arbeitnehmer, 
deren V ertreter nicht nur über 
beratende Funktionen verfügen 
dürfen.

Frage: Ist der gaullistische Gedanke 
der Assoziierung von Kapital und Arbeit 
Ihrer Ansicht nadi ein Beitrag zu der 
Lösung des sozialen Problems?

A ntw ort:  Bevor wir dazu Stellung 
nehmen können, müssen wir erst 
einmal wissen, was darunter genau 
zu verstehen ist. General de Gaulle 
und seine M itarbeiter sind über 
allgemeine Versicherungen nie hin­
ausgegangen. Mit W ahlschlagwor­
ten kann man die soziale Struktur 
eines Landes nicht verändern. W ir 
sind selbstverständlich für eine 
weitgehende Betriebsreform, die 
sich jedoch nicht auf mehr oder 
weniger bedeutende Änderungen in 
Einzelbetrieben beschränken kann, 
sondern in erster Reihe eine all­
gemeine Reform der gesamten 
W irtschaftsstruktur voraussetzt.
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Interview  m it dem  G eneralsekretär des französischen  
Landwirtschaftsverbandes

Frage: Welche unmittelbaren Folge­
rungen ergeben sich für die Landwirt­
schaft aus den Wahlen?

A ntw ort: In der neuen N ational­
versammlung ist das bäuerliche 
Element w esentlidi stärker ver­
treten. Es kann daher unabhängig 
von der politisciien Einstellung der 
Abgeordneten ein größeres V er­
ständnis für die Angelegenheiten 
der Landwirtschaft erw artet wer­
den. Das ist erfreulich und un­
bedingt erforderlich, denn die zu 
lösenden Probleme sind von schick­
salhafter Schwere. Die Gestehungs­
kosten der Landwirtschaft steigen 
mit der internationalen Preisent­
wicklung, während der Absatz in 
enger Beziehung zu der ohne In­
flationsgefahr nur schwer ausdehn­
baren Kaufkraft der Massen steht. 
Mit einer Preiserhöhung ist der 
Landwirtschaft wenig gedient, wenn 
sie damit rechnen muß, daß die 
Masse der Verbraucher als Folge 
davon ihren Bedarf einschränken 
muß. W ieder einmal sucht die Land­
wirtschaft in  Frankreich ihren Platz 
zwischen der ihrer Ansicht nach zu 
egoistisch denkenden Industrie und 
der städtischen Arbeiterschaft, die 
allzu oft im Bauern einen w irt­
schaftlichen Gegner sieht.

Frage: Wie beurteilen Sie die Lösungs­
möglichkeiten dieser Probleme?

A ntw ort: Da wir die internationale 
Preisentwicklung nicht beeinflussen 
können und noch weniger in der

Lage sind, in der W elt das e r­
forderliche Klima des Friedens und 
des V ertrauens herzustellen, be­
steht die einzige Lösung in einer 
dauernden Verringerung der Ge­
stehungskosten durch Steigerung 
der Produktion. Gleichzeitig müssen 
aber die Bauern die Gewißheit 
haben, daß sie ihre W aren auch 
regelmäßig zu ausreichenden Prei­
sen verkaufen können. Eine der­
artige Politik setzt ausreichende 
Kredite für die M odernisierung der 
Landwirtschaft voraus, ferner lang­
fristige Preisgarantien seitens der 
Regierung, eine gemeinsame euro­
päische Agrarpreispolitik, unter 
Ausschluß des heute noch üblichen 
sozialen Dumpings der überbevöl­
kerten Länder, wie z. B. Italien, 
und schließlich eine Ausdehnung 
der vorhandenen Märkte.

Frage: Erhält damit die beabsichtigte 
Agrarunion besondere Bedeutung?

A ntw ort: Ohne Zweifel. Der fran­
zösische Landwirtschaftsverband 
steht positiv hinter dem Plan der 
französischen Regierung und hofft, 
daß in möglichst kurzer Frist die 
zu seiner Verwirklichung erforder­
liche europäische Konferenz ein­
berufen wird. Der sog. Pflimlinplan 
verfolgt ja  bekanntlich das doppelte 
Ziel, langfristig die europäische 
Agrarerzeugung zu verbilligen und 
gleichzeitig für den erw arteten 
M ehrertrag ausreichende Absatz­
gebiete zu schaffen.

In terview  m it dem  Präsidenten des U ntem ehm erverbandes
Frage: Welche großen Richtlinien soll­
ten die Wirtschaftspolitik des neuen 
Parlamentes bestimmen?
A ntw ort: Die Verstaatlichungen, so 
wie sie verwirklicht wurden, waren 
kein Erfolg. Finanziell belasten sie 
schwer den Staatshaushalt und sind 
weitgehend für die augenblickliche 
Zurückhaltung des Sparkapitals 
verantwortlich. Auf sozialer Ebene 
haben sie in keiner W eise zur Be­
seitigung der Konflikte geführt. Es 
ist daher erforderlich, der Privat­
wirtschaft die mit ihr konkurrie­
renden verstaatlichten Industrie­
betriebe zurückzugeben, die V er­
w altungsräte der staatlichen Ge­
sellschaften zu entpolitisieren,

durch eine gesunde Geschäftsfüh­
rung ihr finanzielles Gleichgewicht 
sowie ihren Kredit wieder herzu­
stellen und schließlich soziale Son­
derrechte nur dem Teil der Beleg­
schaft zuzugestehen, dessen beson­
dere Tätigkeit es rechtfertigt. — 
Der seit 1945 eingeschlagene W eg 
von einem auf die genaue Berech­
nung der Risiken gegründeten 
Sozialversicherungssystem zu einer 
sozialen Sicherheit mit dem Grund­
satz einer allgemeinen N euvertei­
lung des Volkseinkommens endete 
zwangsläufig in einer katastropha­
len Unordnung. Die Unternehmer­
schaft w ar nie gegen den Grund­
satz einer weitgehenden Deckung

der Risiken, die auf den A rbeitern 
lasten, sie ist aber über die zu­
nehmende Belastung der Produk­
tions- und V erteilungskosten durch 
einen steigenden indirekten Lohn 
beunruhigt, zumal der direkte Lohn 
dadurch unverhältnism äßig in den 
Hintergrund gedrängt wird. — Die 
Steuerreforin muß eine bessere 
V erteilung der Steuerlast sicher­
stellen, denn diese benachteiligt zu 
sehr den produktiven Sektor und 
zehrt augenblicklich an der Sub­
stanz der Betriebe. — Die wenn 
auch unvollständig w iederherge­
stellte W irtschaftsfreiheit darf nicht 
durch die Folgen der internatio­
nalen Spannung beeinträchtigt w er­
den. In der Überwindung der ge­
gebenen Schwierigkeiten und der 
Steigerung der Produktivität haben 
die Berufsorganisationen eine große 
Rolle zu spielen. Ihre M itarbeit ist 
für die Behörden wichtiger als die 
Rückkehr zur Zwangswirtschaft.

Frage: Muß man Änderungen in der 
französischen Zoll- und Handelspolitik 
eruiarten?
A ntw ort:  Es wird sich nicht um 
Änderungen handeln, sondern um 
eine normale W eiterentwicklung. 
Die Liberalisierung des W arenaus­
tausches im Rahmen der OEEC. 
muß mit der H erstellung oder der 
Aufrechterhaltung von Zöllen, die 
der französischen Produktion einen 
vernünftigen Schutz sichern, ver­
bunden werden. Erst wenn die 
Steuer- und Sozialsysteme derNach- 
barländer harm onisiert und die Ge­
stehungskosten vergleichbar sind, 
kommt eine schrittweise H erab­
setzung der Zollsätze bis zur Schaf­
fung eines einheitlichen euro­
päischen M arktes in  Frage.

Frage: Beeinflußt das Wahlergebnis die 
deutsch-franz. Wirtschaftsbeziehungen? 
A ntw ort: W enn es auch schwer ist, 
sich schon jetzt ein Bild von den 
Tendenzen des neuen Parlam entes 
zu machen, darf man vernünftiger­
weise annehmen, dciß das W ahl­
ergebnis die deutsch-französischen 
W irtschaftsbeziehungen günstig be­
einflußt. Auf diesem Gebiet ist es 
wünschenswert, daß die Berufsver­
bände der beiden Länder häufiger 
m iteinander Fühlung nehm en und 
bestrebt sind, in beiden Ländern 
die wirtschaftlichen Bedingungen, 
zu harmonisieren.
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